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Informationen für Ärzte 11/2012 

  

Integrierte Versorgung – OFD Frankfurt vom 31.05.2012 

Werden in einer Gemeinschaftspraxis / BAG außer der freiberuflichen Tätigkeit auch 

gewerbliche Tätigkeiten ausgeübt, gilt nach § 15 Abs. 3 Nr. 1 EStG die gesamte ge-

meinschaftliche Tätigkeit als Gewerbebetrieb.  Dieser Grundsatz ist auch in den Fällen 

der integrierten Versorgung bei Gemeinschaftspraxen zu beachten. 

 

Nach § 140a ff SGB V werden bei integrierter Versorgung zwischen dem Arzt und der 

Krankenkasse Verträge abgeschlossen, nach denen die Krankenkasse dem Arzt für die 

Behandlung der Patienten Fallpauschalen zahlt, die sowohl die medizinische Betreu-

ung als auch die Abgabe von Arzneien und Hilfsmitteln abdeckt. Diese Pauschalen 

umfassen damit Vergütungen sowohl für freiberufliche als auch für gewerbliche Tä-

tigkeiten. Werden diese Fallpauschalen mit Gemeinschaftspraxen vereinbart, kommt 

es aufgrund des gewerblichen Anteils (Abgabe von Arzneien und Hilfsmitteln) nach 

Auffassung der Vertreter der obersten Finanzbehörden der Länder zu einer gewerbli-

chen Infizierung im Sinne von § 15 Abs. 3 Nr. 1 EStG der gesamten Einkünfte der 

Gemeinschaftspraxis. Dies gilt auch für die Abgabe von sogen. Faktorpräparaten nach 

§ 47 Abs. 1 Nr. 2 Buchst a des Arzneimittelgesetzes (AMG) durch ärztliche Gemein-

schaftspraxen an Bluter zur Heimselbstbehandlung. 

 

Dabei ist jedoch die vom BFH mit Urteil vom 11.08.1999 – XI R 2/98 ( BStBl 2000 II 

S. 229) aufgestellte Geringfügigkeitsgrenze zu beachten, so dass es zu einer gewerbli-

chen Infizierung der gesamten Tätigkeit der Gemeinschaftspraxen nur dann kommt, 

wenn der Anteil der originär gewerblichen Tätigkeit mehr als 1,25 % beträgt. Zur Er-

mittlung dieser Grenze ist der Umsatz aus der Abgabe von Arzneien und Hilfsmitteln, 

der anhand der Einkaufspreise ermittelt werden kann, da insoweit kein Gewinn angest-

rebt wird, dem Gesamtumsatz der Gemeinschaftspraxis gegenüber zu stellen. 
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Bei Überschreiten der Geringfügigkeitsgrenze kann die gewerbliche Infektion durch 

die Gründung einer beteiligungsidentischen Schwesterpersonengesellschaft, die die 

gewerbliche Betätigung der Gemeinschaftspraxis übernimmt, vermieden werden. 

 

Werden im Rahmen der integrierten Versorgung jedoch Hilfsmittel verwendet, ohne 

deren Einsatz die ärztliche Heilbehandlung nicht möglich wäre, wie z. B. bei Einsatz 

künstlicher Hüftgelenke, künstlicher Augenlinsen sowie sonstiger Implantate und Ver-

brauchsmaterialien, so sind diese derart eng mit der eigentlichen Behandlung verbun-

den, dass deren Abgabe nicht selbständig betrachtet werden kann, sondern als Be-

standteil der ärztlichen Gesamtleistung gesehen werden muss. Insoweit erbringt der 

Arzt eine einheitliche, heilberufliche Leistung, bei der die Abgabe von Hilfsmitteln 

und Medikamenten einen unselbständigen Teil der Heilbehandlung darstellt und eine 

gewerbliche Tätigkeit, die eine gewerbliche Infizierung herbeiführen würde, nicht ge-

geben ist. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


